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durch den schwarzen Markt, der die
Mangelwaren aufsaugt.

Die innere Staatsschuld der UdSSR beträgt
zurzeit 312 Milliarden Rubel. Der diesbezügliche

Posten war früher ein Staatsgeheimnis;
gelüftet wurde es im letzten Herbst.

Erschwert wird die Lage durch ein Budgetdefizit

von 120 Milliarden Rubel. Man sucht
es dadurch zu vermindern, dass man die
Investitionen für Grossprojekte reduziert,
die bereits angelaufen sind.

Gegenkräfte

Die Regierung sieht sich heute den
gegensätzlichen Forderungen von marktfreundlichen

und marktfeindlichen Kräften
gegenübergestellt. Die Regierung gibt tendentiell
den ersten recht, berücksichtigt aber
einstweilen auch die Einwände. Die staatliche
Preiskontrolle sei zur Inflationsbekämpfung
«heute noch» nötig, erklärte Ministerpräsident

Ryschkow, doch müsse man dabei auf
die Preise achten, die vom Markt geschaffen
würden. Nach erregten Debatten nahm der
Oberste Sowjet schliesslich den Regierungsvorschlag

für Plan und Budget an, ohne die
frühere Einstimmigkeit freilich.

Der neue Plan nimmt sich die Stabilisierung
von Wirtschaft und Finanzen vor, unter
anderm durch eine ausgeglichene Marktver-
versorung und überhaupt durch Marktwirtschaft.

Auch sonst kommen die neuen
Vorstellungen zum Zuge. Bisher hatten
Produktionsmittel Vorrang vor Konsumgütern, aber
ab 1990 soll sich die Herstellung von
Konsumgütern 13mal schneller entwickeln als
die Herstellung von Produktionsmitteln. Das
ist eine Umkehrung der Prioritäten. Ihr Ziel
ist eine Wende auf dem Konsumwarenmarkt.

Zur Lebensstandarderhöhung der
Bevölkerung will man dieses Jahr 13,4
Milliarden Rubel aufwenden.

Weiter reduziert worden sind schliesslich die
Budgetausgaben für die Streitkräfte. 1989
hatte die Kürzung 15 % betragen, und jetzt
beläuft sie sich auf weitere 8,3 %. Die
diesbezüglichen Ausgaben machen nunmehr
70,9 Milliarden Rubel aus.

Was gilt wo?

Die Frage der Akzeptanz dieser Plangesetzgebung

für die Union stellt sich ganz formell
und konkret in den fünf Sowjetrepubliken
(Estland, Lettland, Litauen, Aserbaidschan
und Georgien), welche offiziell die
Unionsgesetzgebung erst dann für verbindlich
betrachten, wenn sie von ihren eigenen
Parlamenten gutgeheissen worden ist. Wie weit
die sowjetische Wirtschaftsplanung
überhaupt noch greift, ist also eine Frage, die
man auch wörtlich verstehen kann, im
territorialen Sinn.

LIEBE LESER

Das Jahr 1989 ist zu einem Entscheidungsjahr
für Osteuropa geworden. Wird das Jahr

1990 zu einem Entscheidungsjahr für die
Sowjetunion?

In seiner Neujahrsbotschaft sprach Gorbatschow

rückblickend vom «bisher schwierigsten

Jahr der Perestrojka», was die Möglichkeit

offenlässt, dass die Zeiten noch schwieriger

werden könnten. Tatsächlich sieht es

ganz danach aus. Der Reformkurs zur
Überwindung der schleichenden Systemkrise
mündet anscheinend in eine offene Krise
von Wirtschaft und Gesellschaft, von politischer

und territorialer Ordnung. Der
Umbruch, den die Perestrojka in Osteuropa
ausgelöst hat, drängt sich immer stärker
auch dem Mutterland des Sozialismus auf.
Und wird er mit welchen Mitteln auch
immer verhindert, macht das die Krise nur
anders, aber nicht kleiner.

Die Sowjetunion hat sicher ein bewegtes
Jahr hinter sich, aber richtig dran war sie
noch nicht. Die vervielfachten Auseinandersetzungen

nehmen sich insgesamt als Auftakt

zur fundamentalen Auseinandersetzung
aus, die erst noch kommen muss, mit diesem
oder jenem Resultat.

Gorbatschow selbst sieht die Hauptgefahr,
wie viele seiner Mitbürger auch (und
vornehmlich der Russen unter ihnen), in der
Verschlechterung der Versorgung und in der
sozialen Unzufriedenheit als Folge davon.
Das ist sicherlich ein gewichtiges Einzelmotiv

innerhalb vom ganzen Syndrom. Die
materiellen Reformen zielen in Richtung auf
Marktwirtschaft und reiben sich am vorhandenen

Kommandosystem der Planwirtschaft.

Das erleichtert die Sache sowenig wie
die Zulassung von Gegenverkehr auf
Einbahnspuren. Manches, was als Ergänzung
und Bereicherung des bisherigen Systems
gedacht ist, wirkt sich solange als störende
Gegenläufigkeit aus, bis nicht alles seinen
Platz in einer neuen Gesamtordnung gefunden

hat, und wie diese auszusehen hätte, ist
immer noch strittig. Einstweilen bringen
Reformen nebst punktuellen Erleichterungen

auch zusätzliche Schwierigkeiten.

Das alles spielt sich in einer Zeit ab, da viele
alte Verhaltensnormen auch wirtschaftlich
zur Disposition stehen. Zum Beispiel gab es

zwar in der früheren realen Ordnung durchaus

einen umfangreichen privatwirtschaftlichen
Sektor, aber er war im undurchsichtigen

Bereich der Illegalität oder der nur praktisch

tolerierten Halblegalität angesiedelt.
Nunmehr geht man daran, ihn zu
entkriminalisieren, ihm mehr legale Möglichkeiten
zu verschaffen, etwa durch privatwirtschaftliche

Genossenschaften. Die jeweils liberali-
sierten Teilbereiche aber schaffen noch
keine klaren Verhältnisse, sondern können

je nachdem die Grenzen noch mehr verwischen.

Was früher Diebstahl war, ist jetzt
redlicher Handel oder redliche Arbeit, und
was es an echtem Diebstahl noch zu
bekämpfen gebe, versteht die Polizei nicht
mehr.

Dann gibt es jene, die mit den neuen
Möglichkeiten etwas anzufangen wissen,
vornehmlich Jüngere, und es gibt jene andern,
die sich nur im planwirtschaftlichen Trott
mit seinen Schmierungsmöglichkeiten
auskennen. Das schafft neue Diskrepanzen zu
den weiterhin verteidigten Privilegien der
alten Nomenklatura. Ünd das wiederum
wird Anlass zum Hass auf die neuen
Emporkömmlinge. Um so viel leichter wird es den
Bremsern im Apparat, ihre Barrikaden
gegen Reformen zu bauen.

Die politische Neustrukturierung durch die
Perestrojka gerät auf ihre eigene Art in die
Krise. Sie geht zu weit, als dass die alte
Diktatur noch funktionieren könnte, und sie

geht nicht weit genug, um die Demokratie
funktionieren zu lassen. Die Monsterdebatten

des unterschiedlich bestellten Obersten
Sowjets sind ein Beispiel. Weder vermag sich
das Parlament gegenüber dem Apparat
durchzusetzen, noch der Apparat gegenüber
dem Parlament. Die demokratischen Kräfte
fühlen sich ebenso frustriert wie ihre
Gegenspieler, und die Lage wird kritischer. Analoges

gilt vom Zustand anderer Institutionen
und vom Zustand der politischen Kräfte
überhaupt.

Das alles aber wird vom Entwicklungstempo
noch überholt, das die sogenannte nationale
Frage genommen hat. Hier hat die eigentliche

Zerreissprobe für das Imperium schon

angefangen. Die Loslösung der baltischen
Länder auf der Ebene von Staat und Partei
ist ebenso symptomatisch wie die
aufbrechenden Leidenschaften im Kaukasus, und
in der Moldau ist eine irredentistische Bewegung

zum rumänischen Mutterland nach
Ceausescus Sturz erst recht zu erwarten. In
den Grossterritorien der Ukraine und Weiss-
russlands fangen die religiösen und nationalen

Fronten erst an, wieder aufzubrechen.
Was für Kräfte noch freigelegt werden können,

ist im Moment nicht abzusehen. Dass
die Krise des Sowjetimperiums wenigstens
die Substanz des alten russischen Imperiums
verschonen wird, ist noch keineswegs sicher.

Letztes Jahr sind die osteuropäischen Länder

der Zeitberechnung der Perestrojka
davongelaufen, und auch die Richtung auf
Sozialismuserneuerung wurde verlassen.
Dieses Jahr sieht es nach Beschleunigung in
der UdSSR aus - in alle möglichen Richtungen.

Christian Brügger
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